
G
oe

be
l

O
pt

im
ie

rt
e 

Vo
lls

tr
ek

cu
ng

2.
 A

uf
la

ge

Deutscher AnwaltVerlagISBN: 978-3-8240-1748-5

€ 54,00

Ende 2022 hat der Bundesrat der Abschaf-
fung der bisherigen Gerichtsvollzieher-
formular-Verordnung und der alten 
Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung 
durch das Bundesministerium der Justiz 
ebenso zugestimmt wie der zusammen-
führenden, ergänzenden und weiterent-
wickelten neuen Zwangsvollstreckungs-
formular-Verordnung (ZVFV), die acht neue 
Formulare einführt. Inzwischen wurde die 
ZVFV schon zweimal geändert und mit der 
letzten Änderung wurden sogar „neue“ 
Formulare eingeführt. 

Die alten Formulare dürfen seit dem 
31.8.2024 nicht mehr verwendet werden. 
Stattdessen müssen die aktuellen For-
mulare nach der ZVFV von 2022 genutzt 
werden. Die neuen Formulare nach der 
2. ÄndVO dürfen seitdem verwandt wer-
den, während der Nutzungszwang ab dem 
1.10.2025 gilt. 

Die Neuauflage berücksichtigt beide For-
mularsätze mit den aktuellen und den neu-
en Formulare und legt einen Schwerpunkt 
auf die (notwendige) Optimierung der 
Zwangsvollstreckung mit den Formularen. 
Aus diesem Grund wurde auch der Titel des 
Werks mit der 2. Auflage leicht geändert.   

Was es zu berücksichtigen gibt, zeigt diese 
Kombination aus einem Kommentar der 
eigentlichen Verordnung und der Formu-
lare sowie einem Handbuch zum taktisch 
richtigen Ausfüllen der Formulare mit 
einer Vielzahl von optimierenden Anga-
ben. Einerseits müssen die Kreuze richtig 
gesetzt werden, dabei Kombinationen und 
Bedingungen plausibel sein. Andererseits 
müssen aber auch die Möglichkeiten, Frei-
texte zu kreieren, genutzt werden.
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Vorwort

Die 1. und die 2. �nderungsverordnung zur Zwangsvollstreckungsformular-Ver-
ordnung sowie die ersten Erfahrungen aus der Praxis mit den seit dem 22.12.2022
einsetzbaren neuen Formularen ließen es als sinnvoll erscheinen, schon nach kurzer
Zeit die zweite Auflage folgen zu lassen. Neben den �nderungen und Praxiserfah-
rungen steht im Fokus dieser deutlich erweiterten Neuauflage auch die Optimie-
rung der Vollstreckungsauftr	ge. Das soll auch der leicht ge	nderte Titel des Werks
ausdrÅcken.

Mehrere Millionen Vollstreckungsauftr	ge erreichen jedes Jahr die vier Vollstre-
ckungsorgane, den Gerichtsvollzieher, das Vollstreckungsgericht, das Prozess-
gericht und das Grundbuchamt. Schon die schiere Zahl begrÅndet, warum Standar-
disierung und Automatisierung und damit die Nutzung der MÇglichkeiten der
Digitalisierung zwingend sind. Dies gilt nicht nur fÅr die antragstellenden Gl	ubi-
ger und ihre Bevollm	chtigten, sondern auch fÅr die weiterverarbeitende Justiz und
viele Drittschuldner und sonstige Vollstreckungsbeteiligte als Adressaten. Im Zen-
trum solcher Notwendigkeiten steht die Software als Ausgangspunkt fÅr die Erstel-
lung eines Antrags, dessen Bearbeitung und Weiterverarbeitung sowie die sp	tere
Erg	nzung und Korrektur von Antr	gen und BeschlÅssen neben der Verwaltung des
Vollstreckungsvorgangs. Aufgrund der Vielzahl der beteiligten Akteure, natÅrlich
zuerst den Gl	ubigern und den Schuldnern sowie den Vollstreckungsorganen, aber
auch einer Vielzahl von Rechtsdienstleistern in Form von Rechtsanw	lten und In-
kassodienstleistern und natÅrlich der breiten Zahl an Drittschuldnern sind aber
nicht nur eine operative Software, sondern auch die Verbindung dieser Systeme,
die technischen und nichttechnischen Schnittstellen in den Blick zu nehmen. Genau
hier kommt Formularen und strukturierten Daten eine hoffentlich verbindende, ak-
tuell aber auch noch teilweise trennende SchlÅsselfunktionen zu.

In diesem Kontext beschreibt die seit dem 22.12.2022 gÅltige und – nach der 1. �n-
derungsverordnung zur Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung – seit dem
1.9.2024 endgÅltig verbindliche Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung – in
AblÇsung der Testphase mit der ZVFV 2012 und der GVFV 2015 – die fort-
zuschreibende Zukunft, vernetzt mit den gleichermaßen fortschreitenden Maßnah-
men des elektronischen Rechtsverkehrs. Das erschien dem Autor der richtige Zeit-
punkt, um sich neben den AnwaltFormularen Zwangsvollstreckung in einem
eigenen Buch sowohl den formellen als auch inhaltlichen Anforderungen der For-
mulare nach der ZVFV zu widmen. Ziel ist es, die Praxis der Vollstreckung in ihren
MÇglichkeiten mit den Formularen in jeder Form, auch strukturierten Daten, abzu-
bilden. Zugleich soll gezeigt werden, wo noch Problemlagen in der Anwendung
verbleiben und wie diese pragmatisch und eingebettet in die sonstigen Grunds	tze
des Vollstreckungsrechts gelÇst werden kÇnnen. Dabei mÇgen auch Impulse fÅr die
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Fortentwicklung der Formulare und deren Ausweitung auf andere Fallgestaltungen
und Zusatzantr	ge gelingen, die Gesetzgeber und Verordnungsgeber aufgreifen
mÇgen. Stand in der ersten Auflage des Werks die technische und fachliche Imple-
mentierung sowie der Umgang mit den neuen Formularen im Fokus, bringt die
zweite Auflage dazu vielfache Hinweise fÅr die fachliche Optimierung. In diesem
Sinne soll das Werk unmittelbares Arbeitsbuch sein, das man t	glich zur Hand neh-
men kann. Dem dient auch das deutlich erweiterte Stichwortverzeichnis.

Sind die Rechtsgrundlagen fÅr verbindliche Formulare noch gering ausgepr	gt,
spricht doch vieles dafÅr, weitere optionale Formulare zu entwickeln. Dies emp-
fiehlt sich fÅr die isolierten Zusatzantr	ge in der Zwangsvollstreckung (etwa
§§ 850c Abs. 6, 850d, 850e, 850f Abs. 2 ZPO) oder auch Rechtsmittelschriften im
formellen Vollstreckungsrecht (§§ 766, 793 ZPO) mit identischen inhaltlichen An-
forderungen bei der Bezeichnung von Gl	ubigern, Schuldnern und Vollstreckungs-
titeln (ModuleA bis C), der Notwendigkeit, den aktuellen Forderungsstand auf-
zuzeigen (Anlagen 6 bis 8 ZVFV), aber auch bei der Entwicklung weiterer freier
Module unter Verwendung der mit der ZVFV bereits geschaffenen Texte und Text-
eingabefelder, die dann in der automatisierten und strukturierten Weiterverarbei-
tung Erleichterung verschaffen.

Das Werk war in diesem Sinne von Anfang an auf Fortsetzung, Fortschreibung und
Vertiefung angelegt und nimmt in dieser Folgeauflage Rechtsprechung und Praxis
auf. Lebte die erste Auflage insoweit vor allem von den Erfahrungen aus der Praxis
mit den alten Formularen und die dazu ergangene Rechtsprechung sowie die Dis-
kussionen um den Referentenentwurf und die endgÅltige Fassung der Formulare,
die der Autor mit dem Verordnungsgeber, Softwareentwicklern und vor allem An-
wendern aus der Praxis mit unterschiedlichen Sichtweisen fÅhren konnte, sind in
die zweite Auflage schon vielf	ltige Erfahrungen mit den aktuellen Formularen
eingeflossen. Dabei stand an erster Stelle, nicht nur Probleme zu beschreiben, son-
dern auch taugliche LÇsungen dazu vorzuschlagen. Autor und Verlag danken wei-
terhin fÅr Fragen, fÅr Hinweise auf Praxisprobleme, Monierungen und gerichtliche
Entscheidungen, die h	ufig nicht verÇffentlicht werden. Schreiben Sie uns!

Aus GrÅnden der besseren Lesbarkeit und Verst	ndlichkeit einer ohnehin komple-
xen Fragestellung wurde auf die gleichzeitige Verwendung der Sprachform m	nn-
lich, weiblich und divers sowie auf ein Gendern verzichtet. Sehr bewusst wurde da-
bei teilweise die m	nnliche, teilweise die weibliche – soweit wie mÇglich eine
neutrale – Sprachform gew	hlt. S	mtliche Personenbezeichnungen gelten vielmehr
gleichermaßen fÅr alle Geschlechter.

Ich habe vielfach zu danken. Ohne die vielen Menschen um mich herum, die mich
tagt	glich unterstÅtzen, auch ohne die Diskussionen um Fach- und Organisations-
fragen, ist es nicht mÇglich, ein solches Buch in so kurzer Zeit vorzulegen. So dan-
ke ich ganz besonders Claudia Wagener-Neef fÅr den erneuten fachlichen Aus-
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tausch und intensive Diskussionen, die es mir ermÇglicht haben, viele Praxiskon-
stellationen zu sehen und zu berÅcksichtigen. Ihr fachlicher und – aus Sicht einer
von Beginn an den elektronischen Rechtsverkehr und die elektronische Akte nut-
zenden Anwenderin – technischer Input kann in diesem Werk nicht hinweg gedacht
werden. Ich danke Florian Goebel, Lea Meckel und Annika Alt fÅr die organisatori-
sche UnterstÅtzung und dem Deutschen Anwaltverlag, insbesondere Stefanie
LÇrsch, Andrea Albers, Thorsten Thierbach und natÅrlich meinem Verleger Uwe
Hagemann, der immer wieder an meine Projekte glaubt, fÅr die Geduld mit einem
schwierigen Autor. Ich danke dem Bundesministerium der Justiz fÅr die freundli-
che Aufnahme und BerÅcksichtigung der Stellungnahme1 des Autors dieses Werks
zum Referentenentwurf der ZVFV.2 Nicht zuletzt gilt der Dank den Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern meiner Seminare3 und den Leserinnen und Lesern meiner
VerÇffentlichungen, also Ihnen, fÅr die vielen Fragen, Hinweise und Diskussionen,
die fÅr mich so bereichernd sind.

Rhens, im August 2024

Frank-Michael Goebel

fmg@fm-goebel.de
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1 https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/2023_ZVFV-weitere-AendVO.html.
2 www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/RefE/RefE_VO_Aenderung_Zwangsvoll

streckung.pdf?__blob=publicationFile&v=3.
3 Beispielhaft www.jsr-expertenwissen.de oder https://www.anwaltspraxis-wissen.de/fovo-sprech
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Frank-Michael Goebel ist Vorsitzender
Richter am Oberlandesgericht in Koblenz
und dort u.a. Vorsitzender des Kostensenats.
Er ist Herausgeber und Autor zahlreicher
VerÇffentlichungen zum Zivilprozessrecht
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Zwangsvollstreckungsrecht (Anwaltformulare Zwangsvollstreckungsrecht, Reform
der Sachaufkl	rung, Kontopf	ndung unter ver	nderten Rahmenbedingungen) und
zum Kostenrecht (Praxisleitfaden Inkassodienstleistung und Inkassokosten, An-
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professionell. Er ist als erfahrener Referent auf vielen Kongressen, Seminarver-
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tionen des Lehrgangsleiters, Dozenten und PrÅfungsvorsitzenden im Sachkunde-
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mehr als 30 Jahren ist er in der Forderungseinziehung und hier vor allem mit den
Problemen der t	glichen Praxis, befasst.

Das Thema

Der Einsatz von Formularen in der t	glichen Praxis der Zwangsvollstreckung ist
dynamisch. Die hinter den Vollstreckungsorganen stehenden Menschen haben un-
terschiedliche Ansichten zu den Anforderungen und zum Verst	ndnis der (aus-
gefÅllten) Formulare. Das drÅckt sich manchmal, aber auch nicht immer in
Gerichtsentscheidungen aus. Diese Dynamik aufzuarbeiten, Antworten auf Monie-
rungen zu finden und als Arbeitshilfen zu formulieren sowie insgesamt Chancen
der weiteren Optimierung aus Rechtsprechung und Gesetzgebung abzuleiten, hat
sich die Zeitschrift Forderung & Vollstreckung mit Frank-Michael Goebel und
Claudia Wagener-Neef als Herausgeber zur Aufgabe gesetzt. Erg	nzungen und
FortfÅhrungen zu den AusfÅhrungen im Buch werden Sie dort finden. Manchmal
tut aber auch der persÇnliche Austausch zu diesen Themen gut. Das leistet die
FoVo-Sprechstunde (https://www.anwaltspraxis-wissen.de/fovo-sprechstunde). Hier
diskutiert unser Autor mit Ihnen praktische F	lle aus der Rechtsprechung, Probleme
in der Zwangsvollstreckung und vor allem die LÇsungen dazu sowie die MÇglichkei-
ten der Informationsbeschaffung und der Optimierung der Vollstreckung in allen
Facetten. Buch, Zeitschrift und Sprechstunde legen Grundlagen, begleiten Sie durch
den Vollstreckungsalltag und geben Ihnen ein Forum.
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§1 Einleitung und Genesis der ZVFV

A. Aus zwei mach eins: Von ZVFV und GVFV zur neuen ZVFV

Wie schon der etwas sperrige Wortlaut der „Verordnung zur AblÇsung der Zwangs-
vollstreckungsformular-Verordnung und zur �nderung der Beratungshilfeformular-
verordnung und der Verbraucherinsolvenzformularverordnung sowie zur Auf-
hebung der Gerichtsvollzieherformular-Verordnung“ begrÅndet, wurden zum
22.12.2022 zun	chst die Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung des Jahres
20121 und die Gerichtsvollzieherformular-Verordnung des Jahres 20152 aufgeho-
ben, um dann eine neu konzipierte und umfassende und einheitliche Zwangsvoll-
streckungsformular-Verordnung (ZVFV) einzufÅhren.

Inzwischen wurde mit der Verordnung zur �nderung der Zwangsvollstreckungsfor-
mular-Verordnung vom 24.11.20233 (nachfolgend 1. �ndVO ZVFV) der Termin
zur Verbindlichkeit der Formulare vom 1.12.2023 auf den 1.9.2024 verschoben.
Mit der Zweiten Verordnung zur �nderung der Zwangsvollstreckungsformularver-
ordnung4 wurden im Layout neue Formulare mit einer Åberschaubaren Zahl von
�nderungen eingefÅhrt (nachfolgend 2. �ndVO ZVFV). Diese Formulare dÅrfen
ab dem 1.9.2024 und mÅssen ab dem 1.10.2025 genutzt werden.

Hinweis

Soweit nicht anders vermerkt spricht dieser Praxisleitfaden in seiner 2. Auflage
von den Formularen nach der ZVFV vom 16.12.2022 von den verbindlichen
„aktuellen Formularen“ und von den Formularen nach der 2. �ndVO ZVFV
vom 24.11.2024, die erst ab dem 1.10.2025 verbindlich sind, von den „neuen
Formularen“.

Die Namensgleichheit der Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung der Jahre
2012 und 2022 darf nicht darÅber hinwegt	uschen, dass eine weitgehend neue Re-
gelung, teilweise als Symbiose der bisherigen Bestimmungen und Formulare, ge-
schaffen wurde, die selbstst	ndig zu betrachten ist. Auch ist zu sehen, dass es kei-
nen ablÇsenden, sondern einen Åberlappenden �bergang gab. Die neue ZVFV
wurde am 21.12.2022 im Bundesgesetzblatt verkÅndet5 und gilt seit dem
22.12.2022. Seit diesem Tag dÅrfen die aktuellen Formulare verwandt werden,
Art. 4 Abs. 1 ZVFV. Gleichzeitig kÇnnen die „alten“ Formulare nach der ZVFV
2012 und der GVFV 2015 nach Maßgabe des § 6 ZVFV 2022 noch – nach der
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2 BGBl I 2015, 1586, i.d.F. vom 21.11.2016, BGBl I 2016, 2591.
3 BGBl v. 29.11.2023, Nr. 320, 1–2.
4 BGBl v. 21.6.2024, Nr. 203, 1–42.
5 BGBl I 2022, 2368.
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1. �ndVO ZVFV – bis zum 31.8.2024 genutzt werden. Mit dem 1.9.2024 dÅrfen
die Formulare nach der ZVFV 2012 und der GVFV 2015 nicht mehr verwandt wer-
den. Der Antrag mit diesen Formularen ist seit dem 1.9.2024 formunwirksam.

Hinweis

§ 6 ZVFV stellt auf den jeweiligen Antrag ab. Der dem Formularzwang unter-
liegende Vollstreckungsauftrag muss also bis zum 30.8.2024 bei dem Vollstre-
ckungsorgan eingegangen sein, wobei der Eingang bei der Gerichtsvollzieher-
verteilerstelle genÅgt. Unerheblich bleibt dagegen einerseits, wann der Auftrag
versandt wurde, andererseits wie lange der Auftrag andauert. Monierungen oder
mÇgliche Adressermittlungen sowie darauf fußende Abgaben an ein anderes
Vollstreckungsorgan haben mithin keinen Einfluss auf die weiter formell wirk-
same Antragstellung. Erst eine ausdrÅckliche, konkludente oder fingierte6 An-
tragsrÅcknahme wÅrde dazu fÅhren, dass eine neue Antragssituation entsteht.
Wird also ein am 31.8.2024 gestellter Antrag mit den alten Formularen moniert
und ggf. erst im Januar 2025 ge	ndert und – mit den alten Formularen innerhalb
des bisherigen Auftrags – neu eingereicht, ist er formwirksam gestellt.

B. Zielsetzung des Verordnungsgebers

Das Formular fÅr den Auftrag an Gerichtsvollzieher zur Zwangsvollstreckung von
Geldforderungen nach der GVFV 2015 und die Formulare fÅr den Antrag auf Er-
lass einer richterlichen Durchsuchungsanordnung und auf Erlass eines Pf	ndungs-
oder Pf	ndungs- und �berweisungsbeschlusses nach der ZVFV 2012 mussten auf-
grund einer Vielzahl von gesetzlichen �nderungen seit 2012 bzw. 2015 an ge	nder-
te Rechtsvorschriften angepasst werden.

S	mtliche Formulare fÅr die Zwangsvollstreckung werden an die �nderungen bei
Vollmachten in den §§ 79 und 753a der Zivilprozessordnung (ZPO) durch das Ge-
setz zur Verbesserung des Verbraucherschutzes im Inkassorecht und zur �nderung
weiterer Vorschriften vom 22.12.2020 (BGBl I, 3320) angepasst, das am 1.1.2021
in Kraft getreten ist. BerÅcksichtigt wird auch die in den §§ 130d, 753 Abs. 5 ZPO
geregelte Pflicht, Antr	ge bzw. Auftr	ge elektronisch einzureichen, die durch das
Gesetz zur EinfÅhrung der elektronischen Akte in der Justiz und zur weiteren FÇr-
derung des elektronischen Rechtsverkehrs vom 5.7.2017 (BGBl I, 2208) eingefÅhrt
wurde, das insoweit am 1.1.2022 in Kraft getreten ist. In den Formularen fÅr den
Antrag auf Erlass eines Pf	ndungs- oder Pf	ndungs- und �berweisungsbeschlusses
wird zudem die �nderung des § 850c ZPO zum Pf	ndungsschutzkonto (kurz:
P-Konto) durch das Pf	ndungsschutzkonto-Fortentwicklungsgesetz vom 22.11.2020
(BGBl I, 2466) berÅcksichtigt, die gem. Art. 7 Abs. 4 des Gesetzes zur Verbesserung
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des Schutzes von Gerichtsvollziehern vor Gewalt und zur �nderungen weiterer
zwangsvollstreckungsrechtlicher Vorschriften und zur �nderung des Infektions-
schutzgesetzes vom 7.5.2021 (BGBl I, 850) am 8.5.2021 in Kraft getreten ist. In den
Formularen fÅr die Forderungsaufstellungen wird darÅber hinaus die Neuregelung
der Erstattungsf	higkeit der Kosten von Inkassodienstleistern in § 13e RDG durch
das Gesetz zur FÇrderung verbrauchergerechter Angebote im Rechtsdienstleistungs-
markt vom 10.8.2021 (BGBl I, 3415) berÅcksichtigt, das zum 1.10.2021 in Kraft ge-
treten ist.

Das Formular fÅr Auftr	ge an Gerichtsvollzieher zur Zwangsvollstreckung von
Geldforderungen wird an die genannten Vorschriften sowie außerdem an die ge	n-
derten Befugnisse von Gerichtsvollziehern und ge	nderte Regelungen zur Pf	nd-
barkeit und Informationsermittlung in den §§ 755, 757a, 802d und 802l ZPO ange-
passt. Diese Vorschriften wurden durch das Gesetz vom 7.5.2021 ge	ndert, das
insoweit zum 1.12.2021 (§ 802l ZPO) bzw. ebenfalls zum 1.1.2022 in Kraft getre-
ten ist. Noch keine BerÅcksichtigung hat das am 19.07.2024 in Kraft getretene Ge-
setz zur FÇrderung des Einsatzes von Videokonferenztechnik in der Zivilgerichts-
barkeit und den Fachgerichtsbarkeiten7mit der �nderung von § 802f ZPO.

Zugleich wurde die Rechtsprechung zu pf	ndbaren AnsprÅchen dem Grunde und
der HÇhe nach berÅcksichtigt und in den Formulierungen etwa der pf	ndbaren An-
sprÅche eingearbeitet.

Ziel des Verordnungsgebers ist es darÅber hinaus, die Formulare weitestgehend ein-
heitlich und benutzerfreundlicher zu gestalten sowie die Texteingabefelder mit
Blick auf die digitale Einreichung im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs
zu optimieren. Zudem erhalten die Formulare, soweit aus Sicht des Verordnungs-
gebers mÇglich, ein einheitliches Layout. Dieses wurde mit der 2. �ndVO ZVFV
noch einmal ge	ndert. Es wurden verschiedene Eingabefelder vergrÇßert, das Lay-
out (vermeintlich) im Hinblick auf die Lesbarkeit nach dem Scannen verbessert
und vor allem auf die grauen HintergrÅnde bei den Modulbezeichnungen verzichtet
und diese durch Rahmenlinien oben, links und unten ersetzt.

B. Zielsetzung des Verordnungsgebers §1

23

7 BGBl I 2024, Nr. 237.

44



Alt Neu

Die Nutzung der Formulare soll flexibilisiert werden, indem einzelne Formular-
bestandteile mehrfach genutzt oder weggelassen werden kÇnnen. Die grundlegende
�berarbeitung der Formulare sollte dazu fÅhren, dass diese ausdifferenzierter sind,
zus	tzliche Auftrags- und AntragsmÇglichkeiten enthalten und die Eingabefelder
und Kontrollk	stchen eindeutiger bezeichnet werden. Hierdurch werde das AusfÅl-
len erleichtert. Dies ist im Rahmen eines Vollstreckungsstandards jedenfalls besser
gelungen als bei den Formularen nach der ZVFV 2012 und der GVFV 2015. Leider
wurde es dabei vers	umt, Vollstreckungsoptimierungen und -varianten in den Blick
zu nehmen. So sind etwa zu Beginn des Vollstreckungsauftrags an den Gerichts-
vollzieher erste Angaben zum Schuldner und dessen Wohnsitz zu machen, um –
vermeintlich – die Çrtliche Zust	ndigkeit des Gerichtsvollziehers zu bestimmen.
Dabei wird verkannt, dass bei der Sachpf	ndung nicht der Gerichtsvollzieher zu-
st	ndig ist, an dem der Schuldner wohnt, sondern der Gerichtsvollzieher an dem
Ort, an dem sich zugriffsf	higes VermÇgen des Schuldners in Form kÇrperlicher
Sachen befindet. Das kann auch am Arbeitsplatz der Fall sein (Auto, Handy, Bar-
geld etc.) oder auch in der anderweitigen Wohnung eines Lebensgef	hrten oder ei-
ner Lebensgef	hrtin. Leider wurde es insbesondere mit der 2. �ndVO ZVFV ver-
s	umt, weitere Optimierungen vorzunehmen.

Hinweis

Allerdings ist davon auszugehen, dass es vor der Verbindlichkeit der Formulare
nach der 2. �ndVO ZVFV zu einer weiteren �nderung kommen wird, da die
neuen Formulare den Entwurf des Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der
Zwangsvollstreckung oder auch das am 19.7.2024 in Kraft getretene Gesetz zur
FÇrderung des Einsatzes von Videokonferenztechnik in der Zivilgerichtsbarkeit
und den Fachgerichtsbarkeiten noch nicht berÅcksichtigt.

Des Weiteren werden Texteingabefelder gegenÅber der GVFV 2015 und der ZVFV
2012 konkreter bezeichnet, um die �bertragung in elektronische Datens	tze und
mithin die Digitalisierung und den elektronischen Rechtsverkehr zu erleichtern.

Einleitung und Genesis der ZVFV
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Die letztgenannten Ziele werden allerdings nur teilweise erreicht. Die Gestaltung
in Modulen und die – leider nur teilweise – GleichfÇrmigkeit dieser Module Åber
die Formulare hinweg ist zu begrÅßen. Dies gilt auch fÅr die MÇglichkeit, mehrere
Gl	ubiger, Schuldner, Drittschuldner und Vollstreckungstitel aufzufÅhren und diese
in Beziehung zueinanderzusetzen. Leider wurde es vers	umt, gerade in den Modu-
len A (zum Gl	ubiger) und B (zum Schuldner) weitere freie EingabemÇglichkeiten
zu schaffen oder weitere Identifizierungsmerkmale – gerade im Hinblick auf den
Schuldner – wie Aliasnamen, das Geburtsdatum, den Geburtsort oder frÅhere
Adressen aufzunehmen. Nur fÅr das Geburtsdatum und den Geburtsort wird dies
durch die ab dem 1.9.2024 einsetzbaren Formulare nach der 2. �ndVO ZVFV nach-
geholt. Das hindert allerdings die Eintragung notwendiger Daten in die aktuellen
Formulare nicht, wie dieses Werk zeigt. Auch wurde es leider vers	umt, aktiv auf
die Softwarebranche – jedenfalls fÅr die professionellen Rechtsdienstleister – zuzu-
gehen und mit diesen Standards abzustimmen. Dies gilt insbesondere fÅr die Ge-
staltung der Forderungsaufstellungen, die ein deutliches �rgernis bleiben werden
und einer weiteren Automatisierung der DatenÅbernahme zwar nicht abschließend
im Wege stehen werden, aber dies mit einem unnÇtig hohen Aufwand verbinden.
Die Hoffnung, dass es zeitnah zur zwingenden Nutzung der Formulare ab dem
1.12.2023 und dann dem 1.9.2024 (1. �ndVO) zu einem Erfahrungsaustausch mit
der Breite der Praxis kommt, der in eine Fortentwicklung der Formulare der
Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung im Hinblick auf den vollst	ndigen
elektronischen Rechtsverkehr zum 1.1.2026 einfließt, hat sich leider zerschlagen.
Die Option, weitere Standardantr	ge als zwingende Formulare einzufÅgen und da-
fÅr eine Rechtsgrundlage zu schaffen, wurde bisher vom Gesetzgeber (noch) nicht
genutzt. In der 20. Legislaturperiode ist dies wohl auch nicht mehr zu erwarten. Die
AnkÅndigung des Bundesministeriums der Justiz, die Erfahrungen mit der Nutzung
der Formulare fortw	hrend im Hinblick auf weiteren �nderungsbedarf zu prÅfen,
sodass es einer festen Evaluierungsfrist nicht bedÅrfe,8 hat in der Praxis nicht ge-
fruchtet. Die bisher vorgenommenen �nderungen stifteten und stiften weiter Unsi-
cherheit und sorgen dafÅr, dass die Formulare nicht auf breiter Front frÅhzeitig ein-
gesetzt wurden.

Der Verordnungsgeber ist der Auffassung, dass die neue Struktur der Formulare
dazu fÅhrt, dass der Aufwand zum AusfÅllen um zehn Minuten je Formular verrin-
gert werden kann.9 Hieraus will er Åber alle Vollstreckungsantr	ge hinweg eine
Einsparung der Wirtschaft von rund 24,5Mio. EUR j	hrlich sehen. Allein die Ein-
sch	tzung zeigt, dass der Wille zur Digitalisierung nicht konsequent zu Ende ge-
dacht ist. MÅssten die Formulare tats	chlich manuell ausgefÅllt werden, k	me die
professionelle Zwangsvollstreckung zum Erliegen. Angesichts einer 0,3-Verfah-
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rensgebÅhr nach Nr. 3309 VV RVG zuzÅglich einer Post- und Telekommunikati-
onspauschale nach Nr. 7002 VV RVG, bei einem Gegenstandswert bis 500EUR –
mehr als 1/3 aller titulierten Forderungen bewegen sich in diesem Segment – betr	gt
die VergÅtung eines Rechtsanwalts hier nur wegen der MindestgebÅhr von 15 EUR
insgesamt 18 EUR. Bei einem Gegenstandswert von bis zu 1.000 EUR betr	gt die
VergÅtung 31,68 EUR und bei einem Wert bis 1.500 EUR dann 45,72 EUR. Dies
wohlgemerkt fÅr die Entgegennahme des Auftrags, die Informationsbeschaffung,
die Zahlungsaufforderung mit Vollstreckungsandrohung, sodann fÅr die Antragstel-
lung in der Vollstreckung, die Beantwortung von Anfragen der Vollstreckungs-
organe und die Verarbeitung des Vollstreckungsergebnisses einschließlich der
ZahlungseingangsÅberwachung einer – insoweit nicht gesondert vergÅteten –
Zahlungsvereinbarung des Schuldners mit dem Gerichtsvollzieher. In diesem
Kontext ist eine manuelle Antragstellung wirtschaftlich nicht darstellbar. Die For-
derung nach einer Anpassung des GebÅhrensatzes nach Nr. 3309 VV RVG hat der
Gesetzgeber bisher ÅberhÇrt und diese auch im Entwurf eines Kostenrechts	nde-
rungsgesetzes 202510 nicht aufgegriffen. Dabei ist eine Antragstellung in der
Zwangsvollstreckung weit aufw	ndiger und komplexer als eine vorgerichtliche Zah-
lungsaufforderung, bei der immerhin ein GebÅhrenrahmen einer 0,5 bis 1,3-Ge-
sch	ftsgebÅhr erÇffnet ist.

Insgesamt ist festzustellen, dass die aktuellen wie die neuen Formulare nur auf den
ersten Blick den bisherigen Formularen nach der ZVFV 2012 und der GVFV 2015
	hneln. Tats	chlich zeigen sich eine Vielzahl von formalen und inhaltlichen �nde-
rungen im Detail, die eine komplette Neujustierung des Umgangs mit den Formula-
ren erfordert. Dazu mÅssen insbesondere die Optimierungen in die Anwendung der
Formulare implementiert werden.

C. Rechtsgrundlage fÅr den Akt der Exekutive

Die Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung vom 16.12.202211 in der aktuellen
Fassung der 2. �ndVO ZVFV ist ein Akt der Exekutive. Sie beruht auf § 753 Abs. 3
ZPO, soweit der Auftrag an den Gerichtsvollzieher (Anlage 1 ZVFV) nebst der da-
zugehÇrigen Forderungsaufstellung (Anlage 6 ZVFV) betroffen ist, auf § 758a
Abs. 6 ZPO, soweit der Antrag auf eine richterliche Durchsuchungsanordnung (An-
lage 2 und 3 ZVFV) gestellt werden soll, und auf § 829 Abs. 4 ZPO, soweit die For-
derungspf	ndung (Anlage 4, 5, 7 und 8 ZVFV) betroffen ist.
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Hinweis

§ 758a Abs. 6 ZPO erm�chtigt das Bundesministerium der Justiz lediglich zur
EinfÅhrung von Formularen fÅr den Antrag auf Erlass einer richterlichen
Durchsuchungsanordnung. Dementsprechend bezieht sich nach § 2 Abs. 1 Nr. 2
ZVFV auch nur hierauf die Nutzungspflicht. Soweit die ZVFV auch einen An-
trag fÅr eine richterliche Anordnung fÅr die Vollstreckung zur Nachtzeit bzw.
an Sonn- und Feiertagen enth�lt, ist dieser mithin optional. Er kann, muss aber
nicht genutzt werden, da die Regelung Åber die Verbindlichkeit nach § 758a
Abs. 6 S. 2 ZPO insoweit nicht greift.

Die Verordnung stellt mithin ein Akt der Exekutive dar. Als solches setzt er nach
Art. 80 GG einerseits voraus, dass Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Erm�ch-
tigung im Gesetz bestimmt werden mÅssen. Andererseits kann die Verordnung da-
mit nicht die gesetzlichen Grundlagen �ndern oder anderweitig gestalten. Die Ver-
ordnung und die mit ihr eingefÅhrten aktuellen wie die neuen Formulare dienen
also der Umsetzung der Regelungen der Zivilprozessordnung in formalisierter Art
und Weise und mÅssen in diesem Kontext gelesen und genutzt werden. Aus dem
Gesetz heraus ist damit auch das Verst�ndnis der Formulare und der Anforderungen
an deren BefÅllung zu entwickeln.

D. Vom Referentenentwurf zur Verordnung

Ausgangspunkt der Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung war der Referen-
tenentwurf einer „Verordnung zur �nderung der Zwangsvollstreckungsformular-
Verordnung, der Beratungshilfeverordnung und der Verbraucherinsolvenzformular-
verordnung sowie zur Aufhebung der Gerichtsvollzieherformular-Verordnung“
vom 16.6.2022.12

Bis zum 15.7.2022 wurde den Bundesl�ndern und verschiedenen Verb�nden, Ver-
einigungen und Institutionen sowie ausgew�hlten Einzelpersonen, darunter dem
Autor,13 Gelegenheit gegeben, zu dem Entwurf Stellung zu nehmen.14 Die auf der
Homepage des Bundesministeriums der Justiz (BMJ) verÇffentlichten Stellungnah-
men geben einen guten Einblick zu den unterschiedlichen Zielen, die die stellung-
nehmenden Personen verfolgen. Aus der �bernahme oder der NichtÅbernahme von
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�nderungsvorschl	gen lassen sich RÅckschlÅsse fÅr die Auslegung der letztendlich
verordneten ZVFV ziehen.

Die Auswertung der Stellungnahmen hat zu wenigen grÇßeren und vielen kleineren
Anpassungen der Verordnung gefÅhrt. Die grÇßte �nderung liegt sicher in der
�bernahme des Vorschlags, eine Gliederung der Formulare in Module vorzuneh-
men. Wesentlich sind auch die klareren Strukturen bei mehreren Gl	ubigern,
Schuldnern, Vollstreckungstiteln oder auch Drittschuldnern und die zwischen die-
sen herzustellenden Verbindungen.

Die �nderungen mÅndeten dann in der dem Bundesrat am 2.11.2022 zugeleiteten
Drucksache15 zur notwendigen Zustimmung des Bundesrats.16 Unter TOP 54 der
Bundesratssitzung vom 16.12.2022 hat der Bundesrat dem Verordnungsentwurf
ohne Aussprache, aber mit kleineren �nderungswÅnschen und begleitet von einer
Entschließung, zugestimmt.

Dem Wunsch, dass in Modul C der Anlage 1 ZVFV bestimmt wird, dass der Gl	u-
biger neben dem Vollstreckungsantrag auch die Forderungsaufstellung(en) nach
Anlage 6 ZVFV zu Åbermitteln hat, hat das BMJ entsprochen.

In der Sache richtig hat der Bundesrat darauf hingewiesen, dass nach der gesetzli-
chen Regelung des § 802a Abs. 2 S. 2 ZPO die gÅtliche Erledigung auch ohne aus-
drÅcklichen Auftrag des Gl	ubigers stets und damit kraft Gesetzes beauftragt ist,
wenn der Gl	ubiger dem nicht widerspricht. Insoweit bedÅrfe es eines Feldes, wo-
nach der Gl	ubiger der gÅtlichen Erledigung zustimme, nicht. Dementsprechend
wurde das Feld gestrichen. Verblieben ist allein das fehlende Einverst	ndnis sowie
das Einverst	ndnis unter Bedingungen.

Hinweis

Setzen der Gl	ubiger oder sein Bevollm	chtigter damit kein Kreuz, gilt kraft
Gesetzes die gÅtliche Einigung – nach Nr. 207, 208 KV GvKostG kostenpflich-
tig – als beauftragt. Das wird nicht jedem Gl	ubiger, der nicht durch einen
Rechtsdienstleister vertreten wird, bewusst sein. Deshalb w	re es transparenter
gewesen, es w	re bei der Fassung des Referentenentwurfs verblieben.

Letztlich begehrte der Bundesrat, dass in der Anlage 5 zur ZVFV, dem Entwurf ei-
nes Pf	ndungsbeschlusses oder Pf	ndungs- und �berweisungsbeschlusses nach
Modul C kein ModulD fÅr folgenden Abschnitt gebildet wird.
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(Fassung aus dem Referentenentwurf)

Der Bundesrat war hier – f	lschlich – der Ansicht, dass der Text keine Ein-
gabemÇglichkeit fÅr den Antragsteller enthalte, sodass auch kein Modul gebildet
werden mÅsse. Diese Sichtweise ist allerdings unzutreffend, weil der Gl	ubiger –
wie bisher – vorgeben muss, ob er eine entsprechende Anordnung wÅnscht.

Das BMJ hat der Vorgabe allerdings entsprochen und die Modulbezeichnung gestri-
chen.

Mit der 1. �ndVO ZVFV wurde dann lediglich § 6 ZVFV ge	ndert, in dem der
Zeitpunkt der Verbindlichkeit der aktuellen Formulare vom 1.12.2023 auf den
1.9.2024 verschoben wurde.

Hinweis

Dies erscheint eine Reaktion auf Lobbyisten unter den Softwareherstellern, die
zu sp	t begonnen haben, die ZVFV umzusetzen und die Komplexit	t unter-
sch	tzt haben.

Mit der 2. �ndVO ZVFV wurden „neue“ Formulare eingefÅhrt und § 6 ZVFV er-
neut angepasst. Es wurden zus	tzliche EintragungsmÇglichkeiten bei den Angaben
zum Schuldner geschaffen, bestimmte Eingabefelder vergrÇßert, das Layout im
Hinblick auf die Lesbarkeit nach einem Scannen verbessert, die NutzungsmÇglich-
keiten bei der Vollstreckung Çffentlich-rechtlicher Forderungen angepasst und die
Forderungsaufstellungen (vermeintlich) Åbersichtlicher gestaltet. Zugleich wurden
offensichtliche Fehler bereinigt. Die �bergangsregelungen in § 6 ZVFV werden
dergestalt angepasst, dass bis zum 30.9.2025 die durch die 2. �ndVO ZVFV be-
stimmten Formulare weiter genutzt werden dÅrfen. Soweit fÅr Vollstreckungsauf-
tr	ge an Gerichtsvollzieher zur Zwangsvollstreckung wegen Çffentlich-rechtlicher
Forderungen die Nutzung der Formulare der Anlagen 1 und 6 verbindlich ist, mÅs-
sen diese Formulare ebenfalls erst ab dem 1.10.2025 genutzt werden.

D. Vom Referentenentwurf zur Verordnung §1
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E. Entschließung des Bundesrats oder der Blick in den ERV

Neben den fÇrmlichen �nderungswÅnschen hat der Bundesrat noch eine Entschlie-
ßung gefasst, die schon darauf hinweist, wie sich der Bundesrat die Fortentwick-
lung der ZVFV und letztlich die Fortentwicklung des Formularwesens in der
Zwangsvollstreckung vorstellt. Die neue ZVFV stellt also nicht den Beginn, aber
eben auch nicht das Ende der Entwicklung dar. Der Bundesrat hat danach folgende
Entschließung gefasst:

Entschließung

a) Das Anliegen, die gesetzlichen Regelungen auf den elektronischen Rechtsver-
kehr und die elektronische AktenfÅhrung anzupassen, ist ausdrÅcklich zu begrÅ-
ßen.

Dabei muss insbesondere berÅcksichtigt werden, dass die Bearbeitung der be-
troffenen Vordrucke ein absolutes Massengesch�ft der Amtsgerichte darstellt.
Im Jahr 2020 gab es bei den Amtsgerichten bundesweit 2 273 940 Vollstre-
ckungssachen, davon 28 949 Antr�ge auf Erlass einer Anordnung der Durch-
suchung der Wohnung des Schuldners. Die Verordnung selbst geht von
2 000 000 Antr�gen auf Pf�ndungs- und �berweisungsbeschlÅsse aus.

b) Es mÅssen daher Regelungen getroffen werden, die sicherstellen, dass die
eingehenden Formulare schnell und effektiv weiterbearbeitet werden kÇnnen.
Dies ist eine notwendige Voraussetzung dafÅr, dass die nach PEBB§Y fÅr diese
Verfahren vorgesehenen Bearbeitungszeiten auskÇmmlich sind.

c) Die Formulare gehen zukÅnftig nicht wie bisher ausschließlich in Papier ein,
sondern mÅssen gem�ß § 130d ZPO, der auch im Vollstreckungsrecht gilt, von
Anw�lten, BehÇrden etc. elektronisch eingereicht werden. Sp�testens mit der
verpflichtenden FÅhrung von E-Akten ab dem 1.1.2026 muss die Bearbeitung
unabh�ngig von der Einreichungsart elektronisch erfolgen kÇnnen; vorzugswei-
se sollten hierfÅr mit Standardtools genÅgen. Diese MÇglichkeit der einfachen
Weiterbearbeitung gew�hrleistet die Verordnung in der vorliegenden Fassung
nicht. Denn eine elektronische Einreichung kann auch mittels Scan eines h�n-
disch ausgefÅllten Formulars erfolgen. Auch gibt es bei der Verwendung von
Line-Signaturen F�lle, in denen die Formularfelder „eingebrannt“ werden und
eine Weiterbearbeitung des Dokuments kaum noch mÇglich ist.

In beiden F�llen wird dem Gericht die Bearbeitung oftmals erheblich erschwert
sein, da die im Formular eingetragenen Angaben h�ndisch in ein anderes Doku-
ment, in dem das Gericht seine Entscheidung vorbereitet, Åbertragen werden
mÅssen. Es ist abzusehen, dass es dann nicht zu Einsparungen, sondern zu ei-
nem Mehrbedarf an Arbeitszeit pro Fall kommen dÅrfte.

d) Abhilfe kann eine Regelung schaffen, nach der die mit den Formularen ein-
zureichenden BeschlussentwÅrfe als durch das Gericht weiterbearbeitbare Da-
tei und ohne qualifizierte elektronische Signatur Åbermittelt werden sollen.

Einleitung und Genesis der ZVFV
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Sofern es an einer gesetzlichen Grundlage fÅr eine solche Regelung bislang
fehlt, mÅsste eine solche geschaffen werden.

Die Entschließung des Bundesrats entspringt einem Dilemma. Zum einen ist die
Zwangsvollstreckung noch nicht im Zeitalter der Digitalisierung angekommen.
Seit Jahren wehrt sich das Bundesministerium der Justiz gegen ein zentrales Titel-
register oder aber gegen die Umkehrung der vereinfachten Vollstreckung nach
§ 754a ZPO und § 829a ZPO in dem Regelfall: Der Gl	ubiger oder sein Vertreter
versichern, im Besitz des Originaltitels zu sein, Åbersenden ein Dokument mit der
Kopie des Titels und das Vollstreckungsorgan fordert den Originaltitel nur an,
wenn es begrÅndete Zweifel gibt. Diese Grundvoraussetzung muss erfÅllt sein, um
zu einem vollst	ndigen elektronischen Verfahren zu gelangen.

Hinweis

Das aktuelle Verfahren, dass insbesondere Rechtsanw	lte die Antr	ge elektroni-
sch einreichen mÅssen, § 130d ZPO, dann aber der Vollstreckungstitel nach-
gesandt wird, ist nicht nur antiquiert, sondern hat die Verlustgefahr erheblich
vergrÇßert und verzÇgert die Verfahren durchg	ngig, was auch Fragen des Pf	n-
dungszeitpunkts und der Reihenfolge der Gl	ubiger i.S.d. § 804 Abs. 3 ZPO be-
rÅhrt. Dem Autor zu Ohren gekommene F	lle des Titelverlustes sowie der Ver-
fahrensverzÇgerung mit Rangverlusten lassen dabei schon an Fragen der
Amtshaftung denken.

Der Gesetzgeber hat hierauf zwar mit den bisherigen �nderungen der ZVFV nicht
reagiert. Jedoch wurde das Gesetz zur weiteren Digitalisierung der Zwangsvollstre-
ckung17 vorgelegt, dessen Hauptziel darin liegt, hybride Antr	ge zu vermeiden.
Der Gesetzgeber will die Antragstellung vereinfachen und Streitfragen einer LÇ-
sung zufÅhren. Dazu wird vorgeschlagen,
nn die Vollmachtsregelungen fÅr die Prozess- und Verfahrensvollmacht in einem

neuen § 752a ZPO und diejenigen zur Geldempfangsvollmacht in dem bisheri-
gen § 753a ZPO zu konzentrieren;

nn die vereinfachten Vollstreckungsantr	ge nach § 754a ZPO (Gerichtsvollzieher)
und § 829a ZPO (Forderungsvollstreckung) auf alle Vollstreckungstitel zu er-
weitern und die einschr	nkenden Bestimmungen weitgehend entfallen zu las-
sen;

nn als Folge	nderung alle Bestimmungen zu 	ndern, die Rechte und Pflichten des
Gerichtsvollziehers vom Besitz der vollstreckbaren Ausfertigung abh	ngig ma-
chen und dies durch die ausreichende elektronische �bermittlung einer Kopie
zu ersetzen;

nn Regelungen fÅr sichere �bermittlungswege in der Kommunikation mit dem Ge-
richtsvollzieher zu schaffen.

E. Entschließung des Bundesrats oder der Blick in den ERV §1
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Sodann gibt die ZVFV in § 5 die MÇglichkeit, dass die L	nder – koordiniert – die
Formulare als strukturierte Datens	tze fortentwickeln. Diese kÇnnen dann fÅr
Rechtsanw	lte und Inkassodienstleister fÅr verbindlich erkl	rt werden. �hnlich
dem gerichtlichen Mahnverfahren oder bei der Abgabe der Steuererkl	rung kÇnnte
fÅr alle Åbrigen Antragsteller ein Zwangsvollstreckungsportal geschaffen werden,
Åber das die entsprechenden Eingaben gemacht und dann strukturiert an das zust	n-
dige Vollstreckungsorgan Åbersandt werden kÇnnten. Daran wird inzwischen gear-
beitet, ohne dass verbindliche Aussagen dazu getroffen werden, wann strukturierte
Datens	tze zur VerfÅgung stehen.

Die Mitglieder des Bundesrats sollten weniger nach neuen normativen Regelungen
– mit Ausnahme des digitalen Vollstreckungstitels – rufen, sondern im eigenen Zu-
st	ndigkeitsbereich zun	chst die Grundlagen fÅr den vollst	ndigen elektronischen
Rechtsverkehr schaffen.

Einleitung und Genesis der ZVFV

32

§1



§2 Inkrafttreten und �bergangsrecht

A. In- und Außerkrafttreten der Formularverordnungen

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am Tag nach der VerkÅndung in
Kraft. Gleichzeitig treten die Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung vom 23.8.2012
(BGBl I S. 1822), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 16.6.2014 (BGBl I S. 754) ge-
	ndert worden ist, und die Gerichtsvollzieherformular-Verordnung vom 28.9.2015
(BGBl I S. 1586), die durch Artikel 8 des Gesetzes vom 21.11.2016 (BGBl I S. 2591) ge-
	ndert worden ist, außer Kraft.

(2) Artikel 2 tritt am ersten Tag des dritten auf die VerkÅndung folgenden Monats in Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.

I. Unmittelbare Geltung der ZVFV

Die Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung (ZVFV) ist am 22.12.2022 in
Kraft getreten, da sie am 21.12.2022 im Bundesgesetzblatt verkÅndet wurde.1

Sie ist damit seitdem geltendes Recht, sodass die damit eingefÅhrten Formulare
verwandt werden dÅrfen und prinzipiell nach § 753 Abs. 3 S. 2, § 758a Abs. 6 S. 2
und § 829 Abs. 4 S. 2 ZPO auch genutzt werden mÅssen. Hiervon macht allerdings
§ 6 ZVFVAusnahmen; zun	chst bis zum 30.11.2023 und dann durch die 1. �ndVO
ZVFV verl	ngert bis zum 31.8.2024, auf die im nachfolgenden Abschnitt einzuge-
hen sein wird.
Mit Art. 4 Abs. 1 S. 1 ZVFV wird mithin das „dÅrfen“ ab dem 22.12.2022 und das
„mÅssen“ ab dem 1.12.2023 beschrieben. Der letztgenannte Zeitpunkt wurde mit
der 1. �ndVO ZVFV fÅr die aktuellen Formulare auf den 1.9.2024 und mit der
2. �ndVO ZVFV fÅr die neuen Formulare auf den 1.10.2025 bestimmt. Soweit die
Formulare genutzt werden, gelten fÅr diese die Regelungen der ZVFV 2022 in der
jeweils aktuellen Fassung. Werden nicht mehr zugelassene Formulare genutzt, ist
der Antrag formunwirksam und die Vollstreckung damit – dauerhaft – anfechtbar.

II. Aufhebung der bisherigen GVFV und der ZVFV

In gleicher Weise regelt Art. 4 Abs. 1 S. 2 ZVFV, dass die bisherige ZVFV 2012
und die GVFV 2015 am 22.12.2022 außer Kraft getreten sind, w	hrend § 6 ZVFV
die Nutzung der alten Formulare nach diesen Formularverordnungen bis zum
30.11.2023 aufschob, soweit bis zu diesem Zeitpunkt Auftr	ge nach den bisherigen
Verordnungen gestellt wurden. Mit der 1. �ndVO ZVFV wurde diese Frist noch
einmal bis zum 31.8.2024 verl	ngert.

§2
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